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Deutscher Bundestag 
1. "Wahlperiode 

1949 


Antrag 

der Fraktion des Zentrums 


betr.: Bundesfarben und Bundesflagge 

Der Bundestag wolle folgendes Gesetz beschließen: 

§ I 

Wer die Bundesfarben anders als im Grundgesetz bezeichnet ocier 
von ihnen geringschätzig spricht, oder auf andere Weise seiner Miß- 
achtung der Bundesfarben oder Bundesflagge Ausdruck gibt, wird mit 
Gefängnis nicht unter^ 3 Monaten, oder Zuchthaus bestraft. Die 
bürgerlichen Ehrenrechte sind auf 5 Jahre abzuerkennen. 

§ 2 

Es ist verboten, die Bundesfarben und die Bundesflagge außerhalb 
des Bundesparlamentes zu dem Zwecke zu erörtern, eine Änderung 
derselben herbeizuführen. Zuwiderhandlungen werden nach § i 
dieses Gesetzes bestraft. 

§3 

Die Verwendung der Bundesfarben für Zwecke der privaten geschäft- 
lichen Werbung, des gewerblichen Wettbewerbes und der partei- 
politischen Werbung ist verboten. 

Auf Antrag werden Zuwiderhandlungen mit Gefängnis oder Geld- 
strafe bestraft. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bis 
zu 5 Jahren ist zulässig. Der Antrag kann von der Bundesregierung 
und jeder Landesregierung gestellt werden. 

Begründung: 

Aus gegebener Veranlassung (Wahlkampf, Debatte über die Regierungserklärung) erscheint 
es notwendig, die Wichtigsten der nationalen Symbole, die Flagge und die Farben 
des Bundes, durch eindrucksvollen Strafschutz vor böswilligen Angriffen und Herab- 
setzungen wirkungsvoll zu schützen. Sie muß gegen Mißachtung und respektlosen 
Gebrauch gesichert werden. Sie muß aus jedem Streit ferngehalten werden und so 
über den Streit der Meinungen und Parteien erhaben gestellt werden, wie es der 
Würde der Nation entspricht. Das traurige Schauspiel eines künstlich neu belebten 
Flaggenstreites muß der Nation erspart bleiben, deren zur Zeit wichtigstes Band 
der Einigung die Bundesfaibe und Flagge ist. Ansehen und Würde der Nation und 
des Bundes verlangen, daß der Respekt gegen die Feinde der deutschen Demokratie 
und des Friedens erzwungen wird, die selbst und durch Schrittmacher durch Kampf 
und Verunglimpfung der Flagge und Farben die Demokratie bekämpfen. Schon die 
Anfänge eines Flaggenstreites müssen daher von vornherein verhindert werden. 

Bonn, den 22. September 1949 
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